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    1. Einleitung 

  Mofas und geschwindigkeitsbeschränkte KKR erfreuen sich in der heutigen Gesellschaft großer Beliebtheit und stellen insbesondere mit Blick auf die Urbanisierung städtischer Ballungsräume ein probates Mittel zur Überwindung kleinerer Distanzen dar.

  Grund für den regen Zuspruch solcher Kfz sind sicherlich die niedrigen Betriebs- und Instandhaltungskosten sowie die zahlreichen Begünstigungen mit Blick auf das Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht. Hierdurch wird jedoch nicht nur der erfahrene Verkehrsteilnehmer in die Zielgruppe möglicher Fahrzeugführer eingeschlossen, sondern auch vor allem jüngere Personen, die neben den fehlenden finanziellen Möglichkeiten auch nicht über das Mindestalter zum Erwerb einer Fahrerlaubnis verfügen. Der Umstand von der Befreiung zur Fahrerlaubnispflicht lässt allerdings erkennen, dass es sich hierbei in aller Regel um keine geübten Verkehrsteilnehmer handelt, sondern vielmehr um Personen, die ihren ersten Kontakt mit dem motorisierten Straßenverkehr ausüben.

  Aufgrund dieser mangelnden Fahrpraxis hat der bundesdeutsche Gesetzgeber die tatbestandlichen Voraussetzungen zum Mofa und geschwindigkeitsbeschränkten KKR eng gestrickt. Trotz der eindeutigen rechtlichen Vorgaben kommt es nicht selten vor, dass Mofas bzw. KKR mit einer bbH von nicht mehr als 25 km/h zur Erzielung höherer Geschwindigkeiten in ihrer technischen Beschaffenheit manipuliert werden und in der Folge erhebliche Gefahren für den Fahrzeugführer und weitere Verkehrsteilnehmer zu erwarten sind.

  Die inhaltlichen Bestimmungen der vorliegenden Lektüre konzentrieren sich schwerpunktmäßig auf verkehrsrechtliche Bestimmungen, die für eine umfangreiche Begutachtung einspuriger und fahrerlaubnisfreier Kfz (Mofas, Leichtmofas, E-Bikes und geschwindigkeitsbeschränkte KKR) erforderlich sind.


    2. Europarecht 

  Der europäische Gesetzgeber erkannte bereits frühzeitig den zunehmenden technologischen Fortschritt in der industriellen Fertigung von zweirädrigen Kfz und die damit einhergehende Notwendigkeit einer grenzüberschreitenden gemeinsamen Verkehrspolitik. Zur Verwirklichung dieser Zielsetzungen bedient sich der europäische Gesetzgeber in regelmäßiger Eigenschaft seiner Möglichkeit zum Erlass von Verordnungen (inkl. Durchführungsverordnungen), Richtlinien (inkl. Durchführungsrichtlinien) und sogenannten Rahmenbeschlüssen. Hierbei ist zu beachten, dass Verordnungen auf europäischer Ebene nach Art. 288 UA 2 AEUV unmittelbar in jedem Mitgliedstaat gelten und somit keiner Umsetzung in nationales Recht bedürfen.1 Eine Richtlinie ist hingegen für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel (Art. 288 UA 3 AEUV). Beschlüsse sind in allen ihren Teilen verbindlich, entfalten jedoch nur Wirksamkeit für die jeweiligen Adressaten (Art. 288 UA 4 AEUV).

   2.1 Fahrerlaubnisrecht 

  Zu Beginn der Harmonisierung des europäischen Fahrerlaubnisrechts wurden KKR mit einem Hubraum von weniger als 50 cm3 und einer bbH von nicht mehr als 45 km/h nach Maßgabe der Definition zum Kraftrad im Sinne der Richtlinien 80/1263/EWG2 und 91/439/EWG3 von der einheitlichen Gestaltung gemeinsamer Fahrerlaubnisklassen ausgeschlossen. In Anbetracht der obigen Begriffsdefinition unterlagen KKR – und somit einhergehende Mofas und geschwindigkeitsbeschränkte KKR – weiterhin der nationalen Gesetzgebung über die Einteilung und Festlegung etwaiger Fahrberechtigungen.

  Erst mit Ausarbeitung und Entstehung der 3. EG-Führerscheinrichtlinie (2006/126/EG4) erkannte der europäische Gesetzgeber die Notwendigkeit einer harmonisierten Fahrerlaubnisklasse für KKR, die den Anforderungen der Richtlinien 92/61/EWG bzw. 2002/24/EG gerecht wurde. Zur Verwirklichung dieser Vorgaben wurde eine eigenständige Fahrerlaubnisklasse AM geschaffen, die mitunter zweirädrige Kfz mit einer bbH von bis zu 45 km/h und einem Hubraum von nicht mehr als 50 cm3 erfasst. Betrachtet man nun die europäische Begriffsdefinition zum KKR, so wird schnell ersichtlich, dass Mofas sowie geschwindigkeitsbeschränkte KKR aufgrund ihrer technischen Beschaffenheit als Unterarten dieser Fahrzeugklasse zu verstehen sind. Entgegen dieser Bestimmungen und zur Wahrung gewisser Besitzstände auf nationaler Ebene hat der europäische Gesetzgeber jedoch nach Art. 4 Nr. 2 (Richtlinie 2006/126/EG) Kfz mit einer bbH von nicht mehr als 25 km/h von der Fahrerlaubnispflicht für KKR ausgenommen. Demnach blieben Mofas und geschwindigkeitsbeschränkte KKR auch nach Umsetzung der Richtlinie 2006/126/EG zum 19.01.20135 in nationales Recht (FeV) weiterhin fahrerlaubnisfrei.

   2.2 Typgenehmigungsrecht 

  Im Rahmen einer innereuropäischen Betrachtung etwaiger Bau- und Betriebsvorschriften von zweirädrigen KKR erkannte der europäische Gesetzgeber noch vor Harmonisierung des Fahrerlaubnisrechts, dass die einschlägigen Bestimmungen in den jeweiligen Mitgliedstaaten erhebliche Diskrepanzen aufwiesen und somit zu unnötigen aber erheblichen Hemmnissen im innereuropäischen Binnenmarkt führten.

  Aus diesen Gründen wurde mit Inkrafttreten der Richtlinie 70/156/EWG6 ein gemeinschaftliches Typgenehmigungsverfahren ins Leben gerufen, das die Produktion von Kfz innerhalb der Wirtschaftsgemeinschaft einheitlich und überprüfbar regelt. Hiernach konnte nun ein Mitgliedstaat einem Fahrzeughersteller unter Wahrung europäischer Vorgaben über die technische Beschaffenheit des betroffenen Fahr zeugs eine Betriebserlaubnis für einen Fahrzeugtyp oder die Bauartgenehmigung für Bauteile erteilen, die sogleich auch einen Anspruch auf Zulassung in jedem Mitgliedstaat der Gemeinschaft erhob.

  Aufgrund einer Vielzahl von speziellen und auch abweichenden Bestimmungen zu vierrädrigen Kfz wurde das Typgenehmigungsverfahren für Krafträder mit Inkrafttreten der Richtlinie 92/61/EWG7 aus der vorgenannten Richtlinie ausgegliedert. In diesem Zusammenhang musste der europäische Gesetzgeber jedoch erkennen, dass es aufgrund zahlreicher Begriffsdefinitionen zum KKR in den Mitgliedstaaten zu Unklarheiten im Typgenehmigungsverfahren gekommen ist und daher eine einheitliche Festlegung etwaiger Tatbestandsmerkmale unumgänglich erschien. Zur Behebung dieser Problematik wurde nach Art. 1 II der Richtlinie 92/61/EWG erstmals der Begriff des Kleinkraftrades einheitlich für den Europäischen Wirtschaftsraum gefasst und auf das Typgenehmigungsverfahren angewandt.

  Bedingt durch zahlreiche technische Neuerungen in der Produktion von zweirädrigen Kfz und zur Wahrung eines barrierefreien Binnenmarktes wurde die Richtlinie 92/61/EWG mit Umsetzung der Richtlinie 97/24/EG8 durch weitere Bau- und Betriebsvorschriften (z. B. Reifen, Beleuchtung, Rückspiegel, Geräuschpegel) ergänzt. Darüber hinaus hat man in dieser Richtlinie erstmals ausgewählte ECE-Regelungen mit den im Anhang der Richtlinie 97/24/EG genannten Bestimmungen gleichgesetzt, um den Zugang der Produktion von zweirädrigen Kfz zu Drittländern erleichtern zu können.

  Das bestehende Typgenehmigungsverfahren für zweirädrige Kfz der Europäischen Gemeinschaft (basierend auf den Richtlinien 92/61/EWG und 97/24/EG) wurde im Jahre 2002 aufgrund zahlreicher Neuerungen in den Verwaltungsvorschriften und zur Gewährleistung einer gewissen Übersichtlichkeit neu strukturiert. Aus diesen Gründen, und zur Abgrenzung zu den Richtlinien 2007/46/EG (vierrädrige Kfz) und 2003/37/EG (land- und forstwirtschaftliche Zugmaschinen), hat die Europäische Gemeinschaft zum 18.03.2002 die Richtlinie 2002/24/EG9 erlassen, die sogleich auch zur Aufhebung der Richtlinie 92/61/ EWG führte. Im Rahmen der Neustrukturierung des Typgenehmigungsverfahrens erfolgte hier auch erstmalig eine Klassifizierung von zwei- und dreirädrigen Kfz mit Hilfe einer Buchstaben-Ziffern-Kombination (z. B. Klasse L1e). Darüber hinaus erkannte man die steigende Bedeutung von Fahrrädern mit elektromotorischem Hilfsantrieb im Straßenverkehr und gliederte sogenannte Fahrräder mit Trethilfe („Pedelecs“) vom Typgenehmigungsverfahren aus. Die europäischen Vorgaben aus der Richtlinie 2002/24/EG wurden in Deutschland mit Inkrafttreten der Verordnung zur Neuordnung des Rechts der Erteilung von EG-Genehmigungen für Kfz und ihre Anhänger sowie für Systeme, Bauteile und selbstständige technische Einheiten für diese Fahrzeuge (EG-FGV)10 in nationales Recht umgesetzt.

  Letztendlich wurden die Vorgaben zum Typgenehmigungsverfahren in der EU mit Bekanntgabe der Verordnung (EU) Nr. 168/201311 neu strukturiert und erfuhren mit Inkrafttreten zum 01.01.2016 ihre vollständige Umsetzung. Zeitgleich wurden die vorgenannten Richtlinien zum Typgenehmigungsverfahren von zweirädrigen Kfz (z. B. 2002/24/EG, 97/24/EG, 95/1/EG) vollständig von den einschlägigen Ausführungen in der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 ersetzt.
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    3. Fahrerlaubnisrecht 

   3.1 Mofas und Kleinkrafträder bis 25 km/h 

   3.1.1 Fahrrad mit Hilfsmotor (Mofa) 

  Bei dem Fahrzeugbegriff „Mofa“ handelt es sich um eine nationale Besonderheit in der Bundesrepublik Deutschland, die im europäischen Fahrerlaubnisrecht keine gesonderte Berücksichtigung findet. Hiernach werden Mofas zwar aufgrund ihrer bbH nach Maßgabe der europäischen Richtlinie 2006/126/EG (Art. 4 Nr. 2) von der Fahrerlaubnispflicht ausgenommen, allerdings findet sich in diesen Bestimmungen keine eigenständige Begriffsdefinition wieder.

  Der bundesdeutsche Gesetzgeber hingegen hat solche Fahrzeuge bereits mit Inkrafttreten der Verordnung zur Änderung der StVZO vom 23.04.1965 von der Fahrerlaubnispflicht ausgenommen und in seiner jetzigen Ausgestaltung nach § 4 I S. 2 Nr. 1 FeV mit folgenden Tatbestandsmerkmalen versehen:

  Einspurige Fahrräder mit Hilfsmotor – auch ohne Tretkurbeln –, wenn ihre Bauart Gewähr dafür bietet, dass die Höchstgeschwindigkeit auf ebener Bahn nicht mehr als 25 km/h beträgt (Mofas); besondere Sitze für die Mitnahme von Kindern unter sieben Jahren dürfen jedoch angebracht sein.

  Das Tatbestandsmerkmal der Einsitzigkeit wurde mit Inkrafttreten der 11. VO zur Änderung der FeV am 28.12.201612 aus der Legaldefinition zum Mofa gestrichen und bildet nunmehr kein fahrerlaubnisrechtliches Klassifizierungsmerkmal. Hintergrund dieser Verfahrensweise ist, dass das europäische Typgenehmigungsrecht keine „Einsitzigkeit“ für KKR in der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 vorsieht und hierdurch ein nicht vertretbarer Wertungswiderspruch zwischen den in § 4 I S. 2 Nr. 1b FeV genannten Kfz mit EG-Typgenehmigung  (siehe Punkt 3.1.3) und den auf nationaler Ebene typgenehmigten Mofas hervorgerufen wurde. Folglich ist nun auch die nichtamtliche Kommentierung zur Beschaffenheit von Sitzen in „§ 35a StVZO alt“ zu vernachlässigen, wonach die Sitzbanklänge eines Mofas auf 450 mm beschränkt wurde.13

  Unter Berücksichtigung der nun vorliegenden Tatbestandsmerkmale könnte der in der Legaldefinition zum Mofa befindliche Zusatz „besondere Sitze für die Mitnahme von Kindern unter sieben Jahren dürfen jedoch angebracht sein“ nach Auffassung des Verfassers ebenfalls gestrichen werden, da es sich hierbei nur noch um ein Merkmal der Bauartbeschaffenheit handeln dürfte, das in § 35a IX S. 2 StVZO hinreichend gewürdigt wurde und nach Wegfall der „Einsitzigkeit“ keine Relevanz in der fahrerlaubnisrechtlichen Einstufung entfaltet.14 Unabhängig hiervon sind jedoch weiterhin die Verhaltensvorschriften zur Personenbeförderung in § 21 StVO zu beachten.

  
    Hinweis:

    Die begriffsbildenden Tatbestandsmerkmale zum Mofa finden nach Einführung des Tatbestandes für geschwindigkeitsbeschränkte KKR zum 01.05.201415 praktisch keine Bedeutung mehr. Demnach entfalten diese Bestimmungen nur noch Anwendung für Fahrzeuge, die über eine nationale Typgenehmigung (ABE oder EBE) verfügen und in der entsprechenden Datenbestätigung mit den Schlüsselnummern 24/1200 bzw. 24/2200 und 29/2500 als „KKR MOFA BIS 25 KM/H“ klassifiziert werden.

  

  Tatbestandsmerkmale

  a) Bauartbestimmte Höchstgeschwindigkeit

  Die bbH eines Mofas ist unter Berücksichtigung des Tatbestandes nach § 4 I S. 2 Nr. 1 FeV auf 25 km/h begrenzt. Zur Gewährleistung einer inhaltlichen Differenzierung zwischen der bbH eines Kfz und sonstigen Geschwindigkeitsparametern sollte die Begrifflichkeit unter Zuhilfenahme des § 30a StVZO wie folgt definiert werden:

  Geschwindigkeit, die von einem Kfz nach seiner vom Hersteller konstruktiv vorgegebenen Bauart oder infolge der Wirksamkeit zusätzlicher technischer Maßnahmen auf ebener Bahn bei bestimmungsgemäßer Benutzung nicht überschritten werden kann.

  Aufgrund des allgemeinen Auslegungscharakters der vorgenannten Definition hat sich auch die Rechtsprechung in der Vergangenheit mit dieser Thematik befasst. Hiernach begründet sich die bbH in der konstruktiven Beschaffenheit derjenigen Fahrzeugteile, welche die Fortbewegung des Fahrzeugs ermöglichen (Fahrgestell, Bereifung, Motor und Getriebe). Erfolgen nun technische Veränderung im Hinblick auf die Reduzierung der bbH, so ist dies so durchzuführen, dass die Fahrzeuge mit einfachen technischen Mitteln nicht mehr auf eine höhere Geschwindigkeit umgebaut werden können.16 Unter Berücksichtigung der Maßnahmen gegen den unbefugten Eingriff an zweirädrigen KKR im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 44/2014 (Anhang II)17 möchte der bundesdeutsche Verordnungsgeber mit Hilfe einer solchen Definition der technischen Manipulation durch An- und Ausbau an wesentlichen Bauteilen (z. B. Zylinder/Kolben, Vergaser, Auspuffanlage) von Kfz vorbeugen. Demnach kommt es bei der bbH alleine auf die vom Hersteller des Fahrzeugs konstruktionsbedingt vorgegebene Geschwindigkeit an, gegen deren Überschreitung der Fahrzeugführer durch vom Hersteller angebrachte technische Vorkehrungen abgesichert ist.18

  Trotz der bauartbestimmten Festlegung der Höchstgeschwindigkeit für Mofas auf 25 km/h ergeben sich hier im Feststellungsverfahren unterschiedliche Messtoleranzen mit nachfolgenden Bezugspunkten:

   Messtoleranz in der Produktionsprüfung 

  Im Rahmen der Produktionsüberprüfung zur Feststellung der bbH wird einem KKR/ Leichtkraftrad mit einer Leistung von 1 kW bis 11 kW gemäß Verordnung (EU) Nr. 44/2014 (Anhang II) eine Messtoleranz in Höhe von 10 % zugestanden. Hinzu kommt, dass Mofas nach der nationalen „Richtlinie für Leichtkrafträder, Kleinkrafträder und FmH hinsichtlich der Maßnahmen zur Einhaltung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit“19 eine bbH von 32,5 km/h aufweisen dürfen. Die einschlägige Rechtsliteratur verweist jedoch darauf, dass dieser Wert nicht automatisch als Toleranz zugunsten des Fahrzeugführers angesehen werden dürfe. Ergeben sich Hinweise, die auf eine bbH von mehr als 27,5 km/h schließen lassen, so kann auch hier von einem tatbestandlichen Verstoß ausgegangen werden. Analog zu den obigen Ausführungen wird das Verfahren zur Messung der bbH auch für die Vertragsstaaten des UN/ECE-Übereinkommens vom 20.03.1958 nach Maßgabe der ECE-Regelung 68 konkretisiert.

   Messtoleranz bei Nachfahrten 

  Unabhängig von den oben genannten Messtoleranzen im Produktionsverfahren eines KKR kann die bbH zur Feststellung etwaiger Tatbestandsverstöße auch durch Nachfahrten mit einem Kfz (nicht standardisiertes Messverfahren) beweissicher und ohne Notwendigkeit eines technischen Gutachtens ermittelt werden. Bedingt durch die erheblichen Rechtsfolgen bei einem Verstoß gegen die Tatbestandsmäßigkeit eines Mofas (Fahrerlaubnispflicht) haben sich in der Vergangenheit einheitliche Kriterien zur Ermittlung der bbH in der Rechtsprechung etabliert, die eine gewisse Plausibilität und Nachvollziehbarkeit im Gerichtsverfahren gewährleisten können. Demnach wird dem betroffenen Fahrzeugführer bei einer Nachfahrt mit einem Funkstreifenwagen beispielsweise durch Ablesen der gefahrenen Geschwindigkeit auf einem nicht geeichten und nicht justierten Tachometer eine Messtoleranz in Höhe von 20 % zugestanden20, wenn folgende Kriterien in der etablierten Rechtsprechung erfüllt sind:

   Messstrecke 

  
    	mindestens 300 – 400 m bei einer Geschwindigkeit bis 70 km/h

    	mindestens 400 – 600 m bei einer Geschwindigkeit bis 90 km/h

  

    Verfolgungsabstand 

  
    	nicht mehr als 30 m bei einer Geschwindigkeit bis 60 km/h

    	nicht mehr als 50 m bei einer Geschwindigkeit bis 90 km/h

  

  Darüber hinaus muss sich ein Urteil zur Feststellung der gefahrenen Geschwindigkeit ebenfalls mit den nachfolgenden Faktoren befassen, um einen gerichtsverwertbaren Rückschluss auf die bbH zuzulassen:21

  
    	Messsituation (Vorausfahrten oder Nachfahrten)

    	Individuelle Fähigkeiten des eingesetzten Polizeibeamten (geübt/geschult)

    	Tageszeit/Witterungsbedingungen

    	Abgelesene Geschwindigkeit

    	Eichung bzw. Justierung des Tachometers in dem verwendeten Polizeifahrzeug

    	Messstrecke (Länge/Ebenheit bzw. Gefälle der Fahrbahn)

  

  
    Hinweis:

    Die bbH ist unbedingt von dem Begriff der „zulässigen Höchstgeschwindigkeit“ im Sinne der StVO abzugrenzen. Demnach kann ein Mofa-Fahrer beispielweise die zulässige Höchstgeschwindigkeit überschreiten, ohne dass die bbH in irgendeiner Form manipuliert wurde (z. B. Schwungabfahrten).

  

  b) Einspurigkeit

  Ein weiteres unerlässliches Tatbestandsmerkmal zum Mofa ist die sogenannte Einspurigkeit des jeweiligen Fahrzeugs. Der bundesdeutsche Gesetzgeber hat in diesem Zusammenhang jedoch keine eigenständige Definition zu dieser Begrifflichkeit gefasst und lässt somit einen gewissen Interpretationsspielraum. Zur Klärung der Problematik können jedoch die Ausführungen nach Art. 3 Nr. 72 der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 zur Abgrenzung zwischen einem Doppelrad und einer Mehrspurigkeit herangezogen werden:

  Zwei auf einer Achse montierte Räder, die als ein Rad angesehen werden und bei denen der Abstand zwischen den Mittelpunkten der Aufstandsflächen der Reifen auf der Fahrbahn 460 mm oder weniger beträgt.

  Grundsätzlich kann man anhand dieser Wortdefinition davon ausgehen, dass ein Zweirad die Einspurigkeit erfüllt, wenn sich der Vorder- und der Hinterreifen auf einer gedachten Linie befinden. Darüber hinaus werden zwei auf einer Achse montierte Räder als einspurig angesehen, wenn der „Achsabstand“ nicht mehr als 460 mm beträgt. In diesen Fällen wird auch von einer Einspurigkeit des Fahrzeugs ausgegangen, obwohl sich die Vorder- und Hinterräder nicht auf einer gedachten Linie befinden.

   3.1.2 Leichtmofa 

  Bei einem Leichtmofa handelt es sich gemäß der Leichtmofa-Ausnahmeverordnung um eine nationale „Unterart“ zum Mofa mit einigen reduzierten bauarttechnischen Vorgaben, die sowohl typische Merkmale eines Fahrrads als auch eines Mofas aufweisen können. Diese Doppelfunktionalität ermöglicht dem Leichtmofa neben der Inbetriebnahme als Kfz auch die Nutzung als normales Fahrrad bei abgeschaltetem Motor. Trotz der bauarttechnischen Merkmale eines Fahrrads wurde gemäß der amtlichen Begründung zur Leichtmofa-Ausnahmeverordnung beschlossen, dass es sich hierbei um motorisierte Zweiräder handelt, die analog zu den Ausführungen in § 4 I S. 2 Nr. 1 FeV (Mofa) von der Fahrerlaubnispflicht befreit sind.22 Hiervon werden somit nicht nur Fahrräder mit einem zusätzlichen Verbrennungsmotor erfasst, sondern auch solche, die über einen Elektromotor verfügen. In diesem Zusammenhang sollte ferner beachtet werden, dass Leichtmofas mit einer nationalen Typgenehmigung (Schlüsselnummer: 24/2200) weiterhin den Bestimmungen zum Mofa unterliegen, wohingegen Fahrräder mit Antriebssystem (E-Bike) und Leichtmofas mit einer EG-Typgenehmigung als KKR der Klasse L1e-A aufgeschlüsselt werden und hierdurch als geschwindigkeitsbeschränktes KKR zu verstehen sind.

  Tatbestandsmerkmale

  In Bezug auf die tatbestandliche Einordnung eines Leichtmofas verweist die Leichtmofa-Ausnahmeverordnung auf zahlreiche bauarttechnische Faktoren, die in ihrer Umsetzung zur rechtlichen Einordnung als Leichtmofa kumulativ verwirklicht werden müssen. Demnach wird mit Blick auf die systematische Ausgestaltung der Leichtmofa-Ausnahmeverordnung ersichtlich, dass jede Abweichung von den Bau- und Betriebsvorschriften zu einem tatbestandlichen Ausschluss führt. Im Rahmen einer fahrerlaubnisrechtlichen Betrachtung sollten jedoch zumindest folgende Leistungsbeschreibungen beachtet werden, die durch Manipulation zu abweichenden Fahrberechtigungen führen könnten:

  
    
      
      
      
    
    
      
        	
          Tatbestandsmerkmal

        
        	
          Begrenzung

        
        	
          Begriffsdefinition

        
      

      
        	
          Leergewicht

        
        	
          nicht mehr als 30 kg

        
        	
          § 42 III StVZO

        
      

      
        	
          Hubraum

        
        	
          nicht mehr als 30 cm3

        
        	
          § 30b StVZO

        
      

      
        	
          Leistung

        
        	
          nicht mehr als 0,5 kW

        
        	
          § 30a III StVZO

        
      

      
        	
          Bauartbestimmte Höchstgeschwindigkeit

        
        	
          nicht mehr als 20 km/h

        
        	
          § 30a I StVZO

        
      

    
  

  Auch in diesem Zusammenhang finden die nationalen Bestimmungen zur bbH im Sinne des § 30a StVZO und den hierfür zu verwendenden Messtoleranzen analog den Ausführungen zum Mofa (siehe Punkt 3.1.1 Buchstabe a) vollumfängliche Anwendung. Abweichend hiervon wird in der Leichtmofa-Ausnahmeverordnung jedoch konkretisiert, dass die Leistungscharakteristik eines Leichtmofas derart ausgelegt sein muss, dass oberhalb einer Geschwindigkeit von 24 km/h keine Überschussleistung zum Antrieb des Fahrzeugs abgegeben werden darf.

   3.1.3 Kleinkraftrad bis 25 km/h 

  Neben den oben genannten Fahrrädern mit Hilfsmotor (Mofas) haben sich in der Vergangenheit vor allem sogenannte geschwindigkeitsbeschränkte KKR (zumeist Importprodukte) in der Bundesrepublik Deutschland etabliert, die über eine europäische Typgenehmigung als KKR der Klasse L1e (Richtlinie 2002/24/EG) bzw. L1e-B (Verordnung (EU) Nr. 168/2013) verfügen.

  Aufgrund der Reduzierung der höchstzulässigen Geschwindigkeit auf ebener Fahrbahn auf 25 km/h und einer somit einhergehenden Fahrerlaubnisfreiheit wurden solche Fahrzeuge bislang unter dem Begriff des Mofas gefasst. In diesem Zusammenhang wurden KKR sodann auf nationaler Ebene nach einer Drosselung auf 25 km/h als KKR MOFA BIS 25 KM/H unter der Schlüsselnummer 24/1200 oder als MOFA unter der Schlüsselnummer 29/2500 in den Fahrzeugpapieren beschrieben. Mittlerweile wird die Schlüsselnummer 29/2500 jedoch nicht mehr vergeben und eine Umschlüsselung eines EU-typgenehmigten KKR (L1e) auf eine nationale Schlüsselnummer ist nicht zulässig. Folglich dürfen KKR zwar weiterhin gedrosselt werden, allerdings wird ihre EG-Schlüsselung als zweirädriges KKR mit einer bbH von bis zu 45 km/h in der Übereinstimmungsbescheinigung beibehalten. Lediglich ergänzende Angaben zur bbH von 25 km/h haben gezeigt, dass das KKR quasi als Mofa gedrosselt worden ist.

  Diese Eintragungen könnten jedoch aus Sicht des Verordnungsgebers zu Missverständnissen führen, da der Begriff „Mofa“ bzw. „Fahrrad mit Hilfsmotor“ nicht mehr in den Fahrzeugpapieren auftaucht und somit eine etwaige Fahrerlaubnisfreiheit in Frage stellen.23 Zur Klarstellung in der Beschreibung solcher Fahrzeuge hat der bundesdeutsche Verordnungsgeber mit Erlass der 10. VO zur Änderung der FeV vom 16.04.201424 einen eigenständigen Tatbestand in § 4 I S. 2 Nr. 1b FeV für geschwindigkeitsbeschränkte KKR mit einer europäischen Typgenehmigung im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 geschaffen, der letztmalig mit Erlass der 11. VO zur Änderung der Fahrerlaubnis am 21.12.2016 wie folgt geändert wurde:

  Zweirädrige Kraftfahrzeuge der Klasse L1e-B […] nach Art. 4 II S. 2 Buchstabe a und b der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Januar 2013 über die Genehmigung und Marktüberwachung von zwei- oder dreirädrigen und vierrädrigen Fahrzeugen (ABl. L 60 vom 02.03.2013, S. 52), wenn ihre Bauart Gewähr dafür bietet, dass die Höchstgeschwindigkeit auf ebener Bahn auf höchstens 25 km/h beschränkt ist.

  Tatbestandsmerkmale

  a) Zweirädriges Kraftfahrzeug der Klasse L1e-B

  In Übereinstimmung mit den europäischen Vorgaben zur 3. EG-Führerscheinrichtlinie (2006/126/EG) wurde mit Einführung des vorliegenden Tatbestandes festgehalten, dass lediglich KKR der Klasse L1e-B (Verordnung (EU) Nr. 168/2013) bzw. der Klasse L1e (Richtlinie 2002/24/EG) nach einer Reduzierung der bbH auf 25 km/h fahrerlaubnisfrei im öffentlichen Verkehrsraum geführt werden dürfen. Dementsprechend müssen die in Anhang 1 zur Verordnung (EU) Nr. 168/2013 bzw. in Richtlinie 2002/24/EG (alt) genannten Tatbestandsmerkmale erfüllt sein:

  
    Zweirädrige Kfz mit einer bbH von bis zu 45 km/h und einem Hubvolumen von bis zu 50 cm3 im Falle von PI-Verbrennungsmotoren oder einer Nenndauerleistung/Nutzleistung von bis zu 4000 W im Falle von Elektromotoren, die nicht als Fahrzeug der Klasse L1e-A eingestuft werden können und nachfolgende Abmessungsdaten erfüllen:
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            Breite
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            (max.) 4000 mm

          
          	
            (max.) 1000 mm

          
          	
            (max.) 2500 mm

          
        

      
    

  

  Hiervon werden nicht nur Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren erfasst, sondern auch solche, die ausschließlich mittels Elektromotoren fortbewegt werden (z. B. eScooter, E-Bikes).

  Darüber hinaus erfahren nun erstmals auch Längen-, Breiten- und Höhenbegrenzungen von Kfz eine unmittelbare Berücksichtigung in der typgenehmigungsrechtlichen Fahrzeugklassifizierung des europäischen Gesetzgebers, die durch die Verweisung im bundesdeutschen Fahrerlaubnisrecht nun auch vollumfängliche Anwendung für die fahrerlaubnisrechtliche Einstufung entfalten. Demnach verwirklicht eine Missachtung dieser Vorgaben nunmehr nicht nur eine Zuwiderhandlung gegen die in § 32 IX StVZO geregelten Bau- und Betriebsvorschriften zur Abmessung von KKR, sondern auch einen fahrerlaubnisrechtlichen Verstoß mit strafrechtlichen Konsequenzen. In diesem Zusammenhang ist jedoch ausnahmslos auf die eigentlichen Fahrzeugabmessungen25 (inkl. Anhängerbetrieb) abzustellen und nicht auf eine etwaige Überschreitung durch einen die Abmessung überschreitenden Ladungsträger.26

  b) Bauartbestimmte Höchstgeschwindigkeit

  Ein weiteres aber wesentliches Tatbestandsmerkmal zum geschwindigkeitsbeschränkten KKR ist die Beschränkung der bbH auf höchstens 25 km/h. Diese Kombination aus einem KKR (üblicherweise 45 km/h) und der Beschränkung zur bbH wird durch Art. 4 Nr. 2 der Richtlinie 2006/126/EG ermöglicht und bietet somit Gewähr für einen fahrerlaubnisfreien Betrieb. Hinsichtlich etwaiger Messtoleranzen in der Feststellung der bbH wird an dieser Stelle zwar grundsätzlich auf die Erläuterungen zum Mofa verwiesen (siehe Punkt 3.1.1 Buchstabe a), allerdings ergeben sich für geschwindigkeitsbeschränkte KKR gewisse Unterschiede in der praktischen Nachvollziehbarkeit.

  Demnach verfügen KKR mit einer bbH von nicht mehr als 25 km/h in aller Regel über eine europäische Typgenehmigung als KKR der Klasse L1e und sind somit auch an die ursprünglich im Produktionsverfahren festgehaltenen Fahrzeugdaten zur bbH (max. 45 km/h) gebunden. Soll dieses Fahrzeug nun als fahrerlaubnisfreies KKR mit einer bbH von nicht mehr als 25 km/h in Betrieb genommen werden, so liegt es in der Verantwortung des Fahrzeugführers, die entsprechende Höchstgeschwindigkeit fachgerecht durch bauliche Veränderungen drosseln zu lassen. Zur Gewährleistung einer gewissen Nachvollziehbarkeit sollte der Verfügungsberechtigte die in Rede stehenden Änderungen bei der jeweils zuständigen Zulassungsbehörde (Straßenverkehrsamt) gegen Vorlage einer technischen Leistungsabnahme (z. B. TÜV oder DEKRA) in der Übereinstimmungsbescheinigung des Fahrzeugs nachtragen lassen. Entscheidendes Kriterium für eine fahrerlaubnisrechtliche Klassifizierung ist demnach lediglich der tatsächliche Ausrüstungszustand des jeweiligen Fahrzeugs und nicht etwa der Fortbestand etwaiger Angaben zur technischen Beschaffenheit in den COC-Papieren. Fehlt es nun beispielsweise an einem entsprechenden Eintrag zur Reduzierung der bbH in der mitgeführten Übereinstimmungsbescheinigung, so liegt hier nicht zwangsläufig ein tatbestandlicher Verstoß vor. In einer solchen Fallkonstellation müssen sodann etwaige technische Veränderungen zur Drosselung des Fahrzeugs durch weitere Messverfahren (z. B. Nachfahrten, Rollenprüfstand etc.) plausibel nachvollzogen werden.

  Kommt es hingegen bei einer technischen Manipulation an dem KKR zur Erhöhung der bbH auf über 25 km/h (z. B. Eingriffe in die Variomatik, Ausbau Gasschiebeanschlagdrossel, Veränderungen an der Auspuffanlage etc.), so wird eine Fahrerlaubnispflicht hervorgerufen.

   3.1.4 Fahrrad mit Antriebssystem (E-Bike) 

  Mit zunehmendem technologischen Fortschritt haben sich in der nahen Vergangenheit, insbesondere durch wirtschaftliche und ökologische Einflüsse, zahlreiche Variationen von Elektrofahrrädern auf dem Fahrzeugmarkt etabliert. Die verkehrsrechtliche Einordnung solcher Fortbewegungsmittel als Kfz bzw. Fahrrad gestaltete sich in ihrer Entstehungsgeschichte recht problematisch, da unklar erschien, ob es sich bei der Angabe zur bbH ausschließlich um die Motorkraft handeln muss oder ob die Motorkraft eine zusätzliche Unterstützung durch Muskelkraft erfahren darf.27

  Zur Behebung dieser Problematik hat sich der europäische Gesetzgeber in den vergangenen Jahren intensiv mit den technischen Voraussetzungen elektromotorischer Fahrräder beschäftigt und mit Fertigstellung der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 eine typgenehmigungsrechtliche Abgrenzung zwischen den jeweiligen Fahrzeugarten geschaffen. Bereits in der Richtlinie 2002/24/EG wurden Fahrräder mit Trethilfe (Pedelecs) von den Bestimmungen zum Kfz ausgenommen, wenn sie durch Muskelkraft fortbewegt werden und mit einem elektromotorischen Hilfsantrieb (auch mit Anfahr- und Schiebehilfe von bis zu 6 km/h) mit einer Nenndauerleistung von höchstens 0,25 kW ausgestattet sind, dessen Unterstützung sich mit zunehmender Fahrzeuggeschwindigkeit progressiv verringert und beim Erreichen einer Geschwindigkeit von maximal 25 km/h oder wenn der Fahrer im Treten einhält, unterbrochen wird. Dieser Ausschluss wurde sodann ebenfalls mit Einführung des § 1 III StVG zum 21.06.201328 in die nationalen Bestimmungen integriert.

  Trotz der bestehenden Regelung zum Fahrrad mit Trethilfe musste sowohl der europäische als auch der bundesdeutsche Gesetzgeber erkennen, dass sich mittlerweile zahlreiche weitere Variationen von Elektrofahrrädern auf dem Fahrzeugmarkt etabliert haben, die nicht den vorgenannten Tatbestandsmerkmalen entsprachen und somit den Bestimmungen zum Kfz unterliegen. In diesem Segment festigte sich sodann ein vergleichsweises kleines Angebot von sogenannten E-Bikes, die neben einer Tretunterstützung auch über eine spezielle Schaltung („Daumengas“) verfügen, mit der man das Fahrrad auch ohne Muskelkraft bis zu einer bestimmten Geschwindigkeit führen kann. Letztendlich wird der Begriff „E-Bike“ weder im nationalen noch im europäischen Fahrerlaubnisrecht legal definiert, sodass es sich hierbei unter Berücksichtigung der Leistungsdaten entweder um geschwindigkeitsbeschränkte KKR handelt oder um fahrerlaubnispflichtige KKR bzw. Leichtkrafträder.

  In Anbetracht der Systematik zur Unterteilung fahrerlaubnisfreier Zweiräder muss angemerkt werden, dass E-Bikes mit einer Nenndauerleistung von mehr als 250 Watt und einer bbH von bis zu 25 km/h nach derzeitiger Rechtslage nicht als geschwindigkeitsbeschränktes KKR (§ 4 I S. 2 Nr. 1b FeV) oder Mofa (§ 4 I S. 2 Nr. 1 FeV) eingeordnet werden können. Dieser Rückschluss ergibt sich insbesondere aus der Fahrzeugeinstufung in Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 und dem Verzeichnis zur Systematisierung von Kfz des KBA, wonach Kfz der Klasse L1e-B nicht als Fahrzeug der Klasse L1e-A eingestuft werden können und somit auch nicht als Auffangklasse zu verstehen sind.

  Hierdurch entstünde somit eine Fahrerlaubnispflicht für Fahrräder mit Antriebssystem der Klasse L1e-A, die jedoch nicht vom Verordnungsgeber gewollt sein kann, da es sich ebenfalls um zweirädrige Kfz mit einer bbH von nicht mehr als 25 km/h handelt, die sich lediglich in der geringeren Nenndauerleistung (1000 W) und der Grundkonstruktion zum Fortbewegungsantrieb (Pedale) unterscheiden. Letztendlich muss auch von der Idee Abstand genommen werden, dass ein Fahrrad mit Antriebssystem aufgrund der bauarttechnischen Beschaffenheit als Mofa i. S. v. § 4 I S. 2 Nr. 1 FeV eingestuft werden könnte, da eine Umschlüsselung eines EG-typgenehmigten Kfz auf eine nationale Schlüsselzahl nach den Vorgaben des Verordnungsgebers unzulässig ist und dem eigentlichen Sinn der in der 11. VO zur Änderung der FeV geregelten Unterteilung von EG-typgenehmigten KKR zuwiderlaufen würde.29

  Ungeachtet dieser Problematik werden die tatbestandlichen Anforderungen zur Inbetriebnahme eines Fahrrads mit Antriebssystem der Klasse L1e-A (Anhang I der VO (EU) Nr. 168/2013) im nachfolgenden Abschnitt vorgestellt, da hier aus teleologischer Sicht weiterhin von dem Erfordernis einer Prüfbescheinigung auszugehen ist.

  
    Räder, die für den Pedalbetrieb ausgelegt und mit einem Hilfsantrieb ausgerüstet sind, dessen Hauptzweck die Unterstützung der Pedalfunktion ist und die Leistung des Hilfsantriebs beim Erreichen einer Geschwindigkeit von 25 km/h unterbrochen wird und die maximale Nenndauerleistung/ Nutzleistung 1 kW nicht übersteigt.
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   Tatbestandsmerkmale

  a) Rad für den Pedalantrieb

  Entscheidendes Kriterium zur Verwirklichung des vorliegenden Tatbestandes ist eine bauarttechnische Beschaffenheit des jeweiligen Fahrzeugs, die dem Fahrzeugführer neben dem elektromotorischen Hilfsantrieb auch eine Fortbewegung über einen Pedalantrieb ermöglicht. Hierbei handelt es sich um einen dem Fahrrad gleichgestellten Fortbewegungsantrieb, der in § 63a StVZO wie folgt definiert wird:

  Jedes Fahrzeug mit wenigstens zwei Rädern, das ausschließlich durch die Muskelkraft auf ihm befindlicher Personen, insbesondere mit Hilfe von Pedalen oder Handkurbeln, angetrieben wird.

  Es sollte in jedem Fall beachtet werden, dass ein solcher Pedalantrieb trotz zusätzlichem Hilfsantrieb zwingendes Tatbestandsmerkmal für das Fahrrad mit Antriebssystem darstellt. Fehlt diese bautechnische Eigenschaft, so unterliegt das jeweilige Fahrzeug abweichenden Bau- und Betriebsvorschriften zum geschwindigkeitsbeschränkten KKR.

  b) Hilfsantrieb

  Die Funktion eines elektromotorischen Hilfsantriebs an einem Fahrrad führt in der verkehrsrechtlichen Praxis immer wieder zu gewissen Unsicherheiten, wodurch es regelmäßig zu unterschiedlichen Feststellungen in der Kraftfahrzeugeigenschaft und einer daraus resultierenden Fahrerlaubnispflicht kommt. In diesem Zusammenhang sollte beachtet werden, dass ein solcher Hilfsantrieb für Kfz der Klasse L1e-A (Fahrräder mit Antriebssystem) gemäß der obigen Definition zwar in seinem Hauptzweck der Unterstützung der Pedalfunktion dient (analog zum Fahrrad mit Trethilfe), allerdings auch eine Fortbewegung ohne Muskelkraft durch Betätigen einer speziellen Schaltung („Daumengas“) ermöglicht. Die technische Variation eines tretunabhängigen Hilfsantriebs charakterisiert und unterscheidet das E-Bike maßgeblich von sogenannten Pedelecs, die in ihrer Fortbewegung ausschließlich an die Tretunterstützung in der Pedalfunktion gebunden sind und somit neben einer möglichen Anfahr- und Schiebehilfe über keinen eigenständigen Antrieb verfügen.

   c) Bauartbestimmte Höchstgeschwindigkeit

  Entsprechend der Ausführungen zum Mofa bzw. geschwindigkeitsbeschränkten KKR wird die bbH von Fahrrädern mit Antriebssystem (E-Bikes) im Rahmen eines fahrerlaubnisfreien Betriebs ebenfalls auf 25 km/h beschränkt. Mit Blick auf die konstruktive Beschaffenheit solcher Fahrzeuge kam es in der nahen Vergangenheit jedoch immer wieder zu Unklarheiten in der rechtlichen Auslegung einer solchen Betriebsgeschwindigkeit. Demnach schien insbesondere durch Anwendung der Richtlinie 2002/24/EG unklar, ob es sich hierbei lediglich um die Geschwindigkeit handelt, die durch die reine Motorkraft des Kfz erzielt wird, oder ob hiervon auch ein durch Muskelkraft initiierter Hilfsantrieb in Form einer Tretunterstützung erfasst wird.

  Zwischenzeitlich wurde diese Diskrepanz jedoch vom europäischen Gesetzgeber mit Ausarbeitung der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 behoben. Demnach handelt es sich bei der bbH um die Geschwindigkeit, die mit Unterstützung des Motors erreicht wird. Entsprechend dieser Begriffsdefinition müssten somit auch Fahrräder mit Trethilfe (Pedelecs) als Kfz im verkehrsrechtlichen Sinn verstanden werden, allerdings wurden solche Fahrzeuge durch die gesetzliche Fiktion in § 1 III StVG von den Bestimmungen zum Kraftfahrzeugverkehr ausgenommen. Darüber hinaus werden Kfz mit einer bbH von nicht mehr als 6 km/h und Fahrräder mit Trethilfe ohnehin vom Typgenehmigungsverfahren gemäß Art. 2 II Buchstabe a und h der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 ausgenommen.

  Unter Berücksichtigung dieser Betrachtungsweise finden die Bestimmungen zur bbH gemäß § 30a StVZO somit auch für Fahrräder mit Antriebssystem (E-Bikes) vollumfängliche Anwendung (siehe Punkt 3.1.1 Buchstabe a).

  d) Nenndauer- und Nutzleistung

  Das Fahrrad mit Antriebssystem (L1e-A) wird gemäß den europäischen Typgenehmigungsvorgaben auf eine Nenndauer- bzw. Nutzleistung von bis zu 1000 Watt beschränkt. Mit Blick auf die entsprechende Begriffsdefinition wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die maximale Nenndauerleistung gemäß der Verordnung (EU) Nr. 44/2014 die maximale Leistung über 30 Minuten an der Antriebswelle eines Elektromotors bezeichnet, wohingegen die maximale Nutzleistung die Leistung bei einem Verbrennungsmotor auf dem Prüfstand am Ende der Kurbelwelle oder eines entsprechenden Bauteils verdeutlicht. Demnach werden von dieser Fahrzeugdefinition sowohl Fahrräder mit einem Elektromotor als auch mit einem Verbrennungsmotor von bis zu 1000 Watt erfasst.

   3.2 Fahrberechtigung und Mindestalter 

   3.2.1 Ausbildung 

  Zum Erwerb einer Prüfbescheinigung muss der Bewerber die Anforderungen an die Ausbildung gemäß Anlage 1 zur FeV erfüllen und folgende Voraussetzungen in einer Prüfung nachgewiesen haben:

  
    	ausreichende Kenntnisse der für das Führen eines Kfz maßgebenden gesetzlichen Vorschriften

    	Vertrautheit mit den Gefahren im Straßenverkehr und den zu ihrer Abwehr erforderlichen Verhaltensweisen

  

  Die theoretische Ausbildung muss mindestens sechs Doppelstunden zu je 90 Minuten umfassen und ist in einem Kurs durchzuführen, der für alle Teilnehmer einer Lerngruppe gleichzeitig beginnt und endet. Ein solcher Kurs sollte zwar grundsätzlich getrennt vom theoretischen Unterricht für Bewerber um eine Fahrerlaubnis stattfinden, allerdings können Bewerber für eine Prüfbescheinigung auch am theoretischen Unterricht für die Klassen A, A1, A2 oder AM teilnehmen, wenn ein gesonderter Kurs für die Ausbildung zum Führen von Mofas und zwei- und dreirädrigen Kfz bis 25 km/h aufgrund zu geringer Teilnehmerzahlen nicht zustande kommt.

  Im Rahmen der praktischen Ausbildung muss der Bewerber mindestens in einer Doppelstunde zu 90 Minuten (in einer Gruppe mindestens zwei Doppelstunden zu je 90 Minuten) nachweisen, dass er die Handhabung des Mofas, das Anfahren und Halten, Geradeausfahrten mit Schrittgeschwindigkeit, Fahren eines Kreises, Wenden, Abbremsen und Ausweichen beherrscht.

  Sämtliche Übungen sind außerhalb öffentlicher Straßen oder auf verkehrsarmen Flächen durchzuführen. In diesem Zusammenhang darf der Bewerber auch ohne die erforderliche Prüfbescheinigung Mofas im öffentlichen Verkehrsraum führen, da der Fahrlehrer in diesen Fällen nach § 5 V FeV als Fahrzeugführer zu verstehen ist. Ein Fahrlehrer ist nur dann zur Mofa-Ausbildung berechtigt, wenn er gemäß § 5 II S. 2 FeV über eine Fahrerlaubnis der Klasse A verfügt und Inhaber einer Fahrschulerlaubnis ist oder seine Tätigkeit als angestellter Fahrlehrer in einer entsprechenden Fahrschule ausübt (sinngemäße Anwendung des § 1 IV S. 1 FahrlG).30 Letztendlich wird der Bewerber nach § 5 II FeV zur Prüfung zugelassen, wenn er von einem zur Ausbildung berechtigten Fahrlehrer entsprechend den Mindestanforderungen der Anlage 1 (FeV) ausgebildet worden ist und hierüber der prüfenden Stelle eine Bescheinigung nach dem Muster in Anlage 2 (Ausbildungsbescheinigung) vorlegt.

  Eine entsprechende Ausbildung in Theorie und Praxis kann nach § 5 III FeV auch im Rahmen einer freiwilligen Arbeitsgemeinschaft in anerkannten öffentlichen Schulen oder in privaten Ersatzschulen in den nachfolgenden Bundesländern durchgeführt werden: Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. Hierfür wird die Leitung eines Mofakurses nach dem Modell der Deutschen Verkehrswacht e. V. („Mofakurs in der Schule“) an ausgewählte Lehrkräfte übertragen, die dafür von der Schulbehörde anerkannt wurden. Nach Abschluss der theoretischen und praktischen Ausbildung stellen die Kursleiter den Schülern eine Ausbildungsbescheinigung nach dem Muster in Anlage 2 aus, die der prüfenden Stelle (z. B. TÜV Rheinland e. V.) vorzulegen ist.31

  Im Rahmen der Ausbildung und Prüfung ist der Fahrlehrer nach § 5 V FeV trotz fehlender Beteiligung an der Steuerung als Führer des Kfz zu verstehen, wodurch der Fahrschüler wiederum vor einem ordnungsrechtlichen Verstoß nach § 5 I FeV und einer zivilrechtlichen Gefährdungshaftung nach § 18 StVG geschützt wird. Von den Vorschriften zur Mofa-Ausbildung ist hingegen befreit, wer eine Fahrerlaubnis nach § 4 FeV oder eine zum Führen von Kfz im Inland berechtigende ausländische Erlaubnis besitzt.

   3.2.2 Prüfbescheinigung 

  Nach Abschluss der Ausbildung wird dem Bewerber sodann eine Bescheinigung über die erfolgreiche Prüfung nach Maßgabe der in Anlage 2 (FeV) abgebildeten Prüfbescheinigung zum Führen von Mofas und zwei- und dreirädrigen Kfz bis 25 km/h ausgehändigt. Die Zuteilung oder Versagung einer Prüfbescheinigung stellt einen hoheitlichen Verwaltungsakt dar und unterliegt somit den Rechtsbehelfen der VwGO.32 Die Prüfbescheinigung zum Führen fahrerlaubnisfreier Zweiräder wird grundsätzlich unbefristet ausgestellt und ist gemäß § 5 IV S. 2 FeV beim Führen eines Mofas bzw. geschwindigkeitsbeschränkten KKR mitzuführen und zuständigen Personen auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. Das Führen eines Mofas bzw. geschwindigkeitsbeschränkten KKR ohne die erforderliche Prüfbescheinigung kann nur ordnungsrechtlich geahndet werden und verwirklicht demzufolge nicht den Tatbestand nach § 21 StVG (Fahren ohne Fahrerlaubnis).

  Demnach stellt die Prüfbescheinigung zum Führen von Mofas und zwei- und dreirädrigen Kfz keine amtliche Fahrerlaubnis dar und unterliegt somit auch nicht den Bestimmungen zur gerichtlichen Entziehung. Erweist sich jedoch jemand als ungeeignet zum Führen von fahrerlaubnisfreien Fahrzeugen, so hat ihm die zuständige Fahrerlaubnisbehörde nach § 3 I FeV das Führen von Mofas und zwei- und dreirädrigen Kfz zu untersagen, zu beschränken oder die erforderlichen Auflagen anzuordnen. Nach der Untersagung ist die Prüfbescheinigung unverzüglich der entscheidenden Behörde abzuliefern oder bei Beschränkungen bzw. Auflagen zur Eintragung vorzulegen. Die Verpflichtung zur Ablieferung oder Vorlage der Prüfbescheinigung besteht auch, wenn die Entscheidung angefochten worden ist, die zuständige Behörde jedoch die sofortige Vollziehung ihrer Verfügung angeordnet hat. Hierdurch soll im Zusammenspiel mit einer entsprechenden Eintragung im FaER gewährleistet werden, dass etwaige Kontrollorgane nicht durch Aushändigung einer Prüfbescheinigung über die bestehende Untersagungsverfügung hinweggetäuscht werden können.33

  Eine ausländische Mofa-Prüfbescheinigung entfaltet auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland keine Gültigkeit und berechtigt demzufolge auch nicht zum Führen von Mofas und geschwindigkeitsbeschränkten KKR.34
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   Übergangsvorschriften

  
    
      
      
    
    
      
        	
          Fundstelle

        
        	
          Übergangsbestimmung

        
      

      
        	
          § 76 Nr. 3 FeV

        
        	
          Die Vorschriften zum Ausbildungs- und Prüfverfahren für Mofas (§ 4 I S. 2 Nr. 1 FeV) und zwei- und dreirädrige Kfz bis 25 km/h (§ 4 I S. 2 Nr. 1b FeV) gelten nicht für Personen, die vor dem 01.04.1980 das 15. Lebensjahr vollendet haben.

        
      

      
        	
          § 76 Nr. 4 FeV

        
        	
          Zur Ausbildung ist auch ein Fahrlehrer berechtigt, der eine Fahrlehrerlaubnis der bisherigen Klasse 3 oder eine ihr entsprechende Fahrlehrerlaubnis besitzt, diese vor dem 1. Oktober 1985 erworben und vor dem 1. Oktober 1987 an einem mindestens zweitägigen, vom Deutschen Verkehrssicherheitsrat durchgeführten Einführungslehrgang teilgenommen hat.

        
      

      
        	
          § 76 Nr. 5 FeV

        
        	
          Prüfbescheinigungen für Mofas und Krankenfahrstühle, die nach den bis zum 1. September 2002 vorgeschriebenen Mustern ausgefertigt worden sind, bleiben gültig. Prüfbescheinigungen für Mofas, die nach den bis zum 31. Dezember 2016 vorgeschriebenen Mustern ausgefertigt worden sind, bleiben gültig.

        
      

    
  

   3.2.3 Mindestalter 

  Das Mindestalter zum Erwerb einer Prüfbescheinigung liegt nach § 10 III FeV bei 15 Jahren. Hierbei sollte jedoch beachtet werden, dass der Fahrzeugführer eines Mofas (inkl. Leichtmofa) oder geschwindigkeitsbeschränkten KKR (inkl. E-Bike) bei der Mitnahme eines Kindes unter sieben Jahren das sechzehnte Lebensjahr nach § 10 IV FeV vollendet haben muss.

   3.3 Anhängerbetrieb 

  Der Umfang eines etwaigen Anhängerbetriebs hinter einem motorisierten Zweirad führte insbesondere im Zuge der Novellierung des Fahrerlaubnisrechts durch die Richtlinien 91/439/EWG und 2006/126/EG zu regem Diskussionsbedarf. Ausgangslage dieser Problematik war die Neueinteilung der Fahrerlaubnisklassen für zweirädrige Kfz, in denen zum einen keinerlei Berechtigung für den Anhängerbetrieb integriert wurde und zum anderen der Ausschluss solcher Kfz aus der Fahrerlaubnisklasse „E“ für Anhänger.

  Aus diesen Gründen entstand im Rahmen der Interpretation und Auslegung die Auffassung, dass die Richtlinie 2006/126/EG den Fahrerlaubnisklassen für zweirädrige Kfz, trotz einschlägiger Ausführungen im Typgenehmigungsrecht, in der FZV und in der StVZO, keinerlei Befugnisse mit Blick auf einen Anhängerbetrieb zugesteht.35 Entgegen dieser Auffassung etablierte sich jedoch vermehrt die Meinung, dass auch Krafträder unter Berücksichtigung der europäischen Systematik zur Unterteilung der Fahrerlaubnisklassen zumindest Anhänger mit einer zulässigen Gesamtmasse von nicht mehr als 750 kg ziehen dürfen. Der Betrieb von Anhängern mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 750 kg erschien ohnehin obsolet, da sich die Produktion von Anhängern durch die Fahrzeugindustrie überhaupt nicht auf solche Anhänger konzentriert und zudem nicht in Einklang mit den Bestimmungen des § 42 II StVZO stehen würde.

  Bedient man sich nun im Rahmen dieser Problematik den Ausführungen der Verordnung (EU) Nr. 44/2014 zur Typgenehmigung von zweirädrigen Kfz und beachtet hierbei den Anhang V über die Anforderungen hinsichtlich der Anhängevorrichtungen und Befestigungen, so wird ersichtlich, dass der europäische Gesetzgeber mit seinen fahrerlaubnisrechtlichen Ausführungen in der Richtlinie 2006/126/EG keinesfalls den Betrieb von Anhängern hinter Krafträdern unterbinden wollte. Letztendlich bleibt auch nach Auskunft des zuständigen Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur festzuhalten, dass die Verwendung eines Anhängers hinter einem motorisierten Zweirad im fahrerlaubnisrechtlichen Sinne an keinerlei Bedingungen hinsichtlich Leermasse, zulässiger Gesamtmasse und Anzahl der Achsen geknüpft ist.36 Aus diesen Gründen können Anhänger hinter Krafträdern mit der Fahrberechtigung des jeweiligen Zugfahrzeugs gezogen werden, sodass hier von einem vermeintlichen Verbot oder gar strafbarem Verhalten Abstand genommen werden sollte.

    3.4 Beiwagenbetrieb 

  Der Beiwagenbetrieb an einem Mofa oder geschwindigkeitsbeschränkten KKR ist bislang nicht im nationalen Fahrerlaubnisrecht geregelt und kann lediglich über die gemeinschaftsrechtlich geprägten Bestimmungen zum übergeordneten KKR hergeleitet werden. Hiernach ist die fahrerlaubnisrechtliche Nutzung eines Beiwagens an einem KKR der Klasse L1e-B (Fahrerlaubnisklasse AM) seit Inkrafttreten der zwölften Verordnung zur Änderung der FeV am 24.08.201737 untersagt, da die Legaldefinition zum KKR in Art. 4 Nr. 2 der Richtlinie 2006/126/EG keinen ausdrücklichen Verweis zur Anbringung eines Beiwagens enthält.

  In Folge dieser Neuregelung wird nun auch der Beiwagenbetrieb an einem Mofa (§ 4 I S. 2 Nr. 1 FeV) oder geschwindigkeitsbeschränkten KKR (§ 4 I S. 2 Nr. 1b FeV) eindeutig geregelt, da die tatbestandliche Entfernung aus der Berechtigung in der Fahrerlaubnisklasse AM letztendlich auch zu einem teleologischen Verbot für die im nationalen Fahrerlaubnisrecht untergliederten Mofas und geschwindigkeitsbeschränkten KKR führen muss.

  Unklar bleibt jedoch in diesem Zusammenhang, ob die Übergangsbestimmungen zum Beiwagenbetrieb an KKR in § 76 (VIIIa) FeV auch sinngemäß für Mofas und geschwindigkeitsbeschränkte KKR gelten. Hiergegen spricht jedoch die Tatsache, dass der Verordnungsgeber keine gesonderte Regelung in den Übergangsbestimmungen geschaffen hat und folglich wohl ohnehin von einem Betriebsverbot ausgegangen ist. Ein Verstoß gegen diese Bestimmung bedeutet in letzter Konsequenz eine strafbare Handlung nach § 21 StVG (Fahren ohne Fahrerlaubnis), da der fahrerlaubnisrechtliche Betrieb eines zweirädrigen Kfz mit einem Beiwagen erst durch den Besitz einer Fahrerlaubnis der Klasse A1 (Leichtkraftrad) legitimiert wird.


    4. Zulassungsrecht 

   4.1 Kleinkrafträder 

  Gemäß § 1 I StVG müssen Kfz und ihre Anhänger, die auf öffentlichen Straßen in Betrieb gesetzt werden sollen, grundsätzlich von der zuständigen Behörde (Zulassungsbehörde) zum Verkehr zugelassen sein.

  Als Kfz im Sinne dieses Gesetzes gelten Landfahrzeuge, die durch Maschinenkraft bewegt werden, ohne an Bahngleise gebunden zu sein.

  Mit Blick auf die Definition zum Kfz unterliegen KKR den Bestimmungen des StVG und seiner Ausführungsvorschrift zur FZV. Hiernach werden KKR gemäß § 3 II Nr. 1 Buchstabe d FZV u. a. von der Zulassungspflicht ausgenommen und können auf öffentlichen Straßen in Betrieb genommen werden, wenn sie einem genehmigten Typ entsprechen oder eine Einzelgenehmigung aufweisen. Durch die gesetzliche Normierung solcher Typgenehmigungen soll verhindert werden, dass Hersteller zulassungsfreier Fahrzeuge die für die Sicherheit des Straßenverkehrs immanenten Bau- und Ausrüstungsvorschriften unbeachtet lassen.38 Darüber hinaus müssen KKR mit einem Versicherungskennzeichen versehen werden, wodurch der Nachweis einer dem PflVG bestehenden Kfz-Haftpflichtversicherung geführt wird.

  Der Begriff des KKR wird in Anlehnung an die Bestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 168/2013 i. V. m. § 2 Nr. 11 FZV wie folgt definiert:

  Zweirädrige Kfz mit einer bbH von nicht mehr als 45 km/h und einem Verbrennungsmotor, dessen Hubraum nicht mehr als 50 cm3 beträgt, oder mit Elektromotor, dessen Nenndauerleistung nicht mehr als 4 kW beträgt.

  Eine inhaltliche Differenzierung zwischen Mofas (inkl. Leichtmofas) und geschwindigkeitsbeschränkten KKR (inkl. E-Bikes) findet in der FZV keine Berücksichtigung und führt demnach zu einer einheitlichen Betrachtung dieser Fahrzeuge unter dem Begriff des KKR.

   4.1.1 Typgenehmigung 

  Bis zum Inkrafttreten der FZV am 01.03.2007 bestand die Zulassung eines Fahrzeugs aus der Erteilung der Betriebserlaubnis (Typgenehmigung) und der Zuteilung des amtlichen Kennzeichens (§ 18 StVZO a. F.).39 Mittlerweile wird das Verfahren zur Erteilung der Betriebserlaubnis dem Zulassungsverfahren vorgeschaltet und stellt die notwendige Voraussetzung für die Inbetriebnahme eines Kfz im öffentlichen Verkehrsraum dar. Diese Vorgehensweise richtet sich jedoch nicht nur an Kfz, die einer amtlichen Zulassung bedürfen, sondern auch an Fahrzeuge, die nach § 3 I FZV vom Zulassungsverfahren ausgenommen sind. Die Ausweitung des Genehmigungsverfahrens auf zulassungsfreie Fahrzeuge war für den Verordnungsgeber notwendig, da diese nicht der fortlaufenden Überwachung der Zulassungsbehörde unterliegen, jedoch eine technische Unbedenklichkeitskontrolle gewährleistet werden muss.

  Eine Typgenehmigung ist demnach einem Hersteller zu erteilen, wenn ein Fahrzeug den materiellen Bau- und Betriebsvorschriften der StVZO oder einschlägiger EU-Verordnungen entspricht und somit eine technische Beschaffenheit hervorgerufen wird, die einen verkehrssicheren und dem Stand der Technik entsprechenden Betrieb gewährleistet.40

  Kommt es nun nachträglich zu nicht genehmigten bauarttechnischen Veränderungen an dem Fahrzeug oder wird ein Fahrzeug ohne gültige Typgenehmigung in Betrieb gesetzt, so begeht der Fahrzeugführer bzw. Halter eine Ordnungswidrigkeit nach § 4 I/VI FZV (Beachte: Erlöschen der Betriebserlaubnis in Punkt 5.1.2).

   4.1.1.1 EG-Typgenehmigung 

  a) Typgenehmigungsverfahren

  Die europäischen Vorgaben zum gemeinschaftlichen Typgenehmigungsverfahren wurden letztendlich in der Bundesrepublik Deutschland mit Erlass der Verordnung zur Neuordnung des Rechts der Erteilung von EG-Genehmigungen für Kfz und selbständige technische Einheiten für diese Fahrzeuge (EG-FGV) zum 29.04.200941 in nationales Recht umgesetzt und finden ihren Bezug zu zweirädrigen Kfz im Kapitel 3 (§§ 15 bis 19 EG-FGV).42

  Der Begriff der EG-Typgenehmigung hat zwar in den vergangenen Jahren einige wenige inhaltliche Veränderungen erfahren, lässt sich jedoch auf Grundlage der Verordnung (EU) Nr. 168/2013 i. V. m. § 2 Nr. 4 FZV wie folgt definieren:

  Das Verfahren, nach dem eine Genehmigungsbehörde bescheinigt, dass ein Typ eines Fahrzeugs, eines Systems, eines Bauteils oder einer selbstständigen technischen Einheit den einschlägigen Verwaltungsvorschriften und technischen Anforderungen 
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